
funktion demgemäß durch einen bloßen Formalakt die No-
minierung oder das Entlassungsgesuch bestätigt. Das Telos
spricht eindeutig für eine Pflicht des Bundespräsidenten.

E. ERGEBNIS

Während der Wortlaut von Art. 64 I GG stellenweise für
einen Entscheidungsspielraum des Bundespräsidenten hin-
sichtlich der Entlassung von Bundesministern spricht, so sind
Systematik, Historie und Telos hingegen so auszulegen, dass
der Bundespräsident Minister auf Wunsch des Bundeskanz-

lers entlassen muss.35 Ergo muss die Bundespräsidentin P den
S auf Wunsch des Bundeskanzlers K entlassen.

Hinweis: Im Rahmen einer Hausarbeit wird erwartet, dass alle Aus-
legungsmethoden herangezogen werden und insbesondere breitere
Ausführungen zum historischen Hintergrund erfolgen.

35 So im Ergebnis auch BeckOKGG/Epping, Beck’scher Online-Kommentar GG,
50. Ed. 15.2.2022, Art. 64 Rn. 12; Dürig/Herzog/Scholz/Herzog, 96. EL 2021, GG
Art. 64 Rn. 49; Voßkuhle/Schemmel JuS 2021, 118 (120).
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„Verwehrte Altersteilzeit“

Sonderrechtsverhältnis, subjektiv-öffentliches Recht, Koppelungsvorschrift, Verwaltungsvor-
schrift, Faktorenlehre, Beurteilungsspielräume im Beamtenrecht, Zuständigkeitsmangel, Kon-
trolldichte
Mittel
3 Stunden
Gesetzessammlung zum Öffentlichen Recht

& SACHVERHALT

Die 62-jährige S ist als studierte Informatikerin im Beamtenverhältnis beim Bundesamt für
die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) tätig. Dabei handelt es sich um eine dem
Bundesumweltministerium (BMUV) unterstellte Bundesbehörde. Schon länger zweifelt S am
Sinn ihres Dienstes. Nachdem sich die Suche nach einem Endlager weiter erheblich verzögert,
möchte sie frustriert ihre Tätigkeit für das BASE reduzieren. Sie stellt dazu einen Antrag auf
Altersteilzeit nach § 93 III Bundesbeamtengesetz (BBG). Der Behördenleiter lehnt im Namen
des BASE den Antrag ab, obwohl gar nicht das BASE selbst, sondern das BMUV als oberste
Dienstbehörde für die Bewilligung von Altersteilzeit sachlich zuständig ist. Die Ablehnung
wird damit begründet, dass S das maßgebliche Alter zwar erreicht habe, jedoch dienstliche
Belange einer Altersteilzeit entgegenstünden. Weil das Bundesumweltministerium Schwierig-
keiten bei der Wiederbesetzung freiwerdender IT-Stellen befürchtet, hat es eine Verwaltungs-
vorschrift erlassen, nach der alle Informatikerinnen und Informatiker innerhalb der dem
Ministerium nachgelagerten Behörden unter allen Umständen zu halten sind. Daran sei er als
Leiter des BASE gebunden. Im Übrigen, so fügt der Behördenleiter hinzu, sei Frustration
wegen der politischen Rahmenbedingungen der Endlagersuche kein hinreichender Grund für
Altersteilzeit.

S legt Widerspruch ein und trägt vor: Das BASE sei gar nicht zuständig gewesen. Vor allem
aber hätte geprüft werden müssen, ob ihre Stelle zwingend mit einer studierten Fachkraft
wiederbesetzt werden müsse. Tatsächlich könne ihre Tätigkeit auch ohne Informatikhoch-
schulabschluss ausgeübt werden (was zutrifft). Überdies hätten ihre persönlichen Beweggrün-
de für die Entscheidung keine Rolle spielen dürfen. Wo dienstliche Belange einer Altersteil-
zeit nicht entgegenstehen, verbleibe für ein behördliches Ermessen kein Raum. Ihren Wider-
spruch weist das BMUV zurück und schließt sich dabei der Begründung des BASE-Behör-
denleiters an.

S erhebt fristgerecht Klage. Vor Gericht trägt das BMUV vor, ihm stehe bei der Beurteilung
der Frage, ob dem Antrag dienstliche Belange entgegenstünden, ein gerichtlich nicht voll
überprüfbarer Spielraum zu. Jedenfalls die – vom Einzelfall unabhängige – verwaltungspoliti-
sche Personalplanung könne gerichtlich nicht überprüft werden. Die ursprünglichen Ausfüh-

* Die Verfasser Glaesner und Leymann sind wissenschaftliche Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches Recht III – Öffentliches
Recht mit Rechtsvergleichung bei Prof. Dr. Michael Fehling, LL.M. (Berkeley), an der Bucerius Law School.
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rungen ergänzt das BMUV dahingehend, dass Altersteilzeit im Fall von S auch deswegen
nicht gewährt werden könne, weil zu befürchten sei, dass weitere Kolleginnen und Kollegen
dem Vorbild der S folgen und ebenfalls eine Teilzeitbeschäftigung anstreben könnten. Der
damit verbundene Organisationsaufwand sei dem BASE nicht zumutbar. S erwidert zutref-
fend, dass es nur wenige Kolleginnen und Kollegen in ihrem Alter gebe. Außerdem sei die
Beurteilung, ob dienstliche Belange der Altersteilzeit entgegenstehen, sehr wohl voll gericht-
lich überprüfbar. Dies ergebe sich schon aus der Verfassung. Und für neue Gründe sei es im
Prozess nun wirklich zu spät.

Hat die Klage der S Aussicht auf Erfolg? Auf sämtliche aufgeworfene Rechtsfragen ist – gegebenenfalls
hilfsgutachterlich – einzugehen.

Auszug aus dem Bundesbeamtengesetz (BBG):

§ 93 III BBG

Beamtinnen und Beamten, die Anspruch auf Besoldung haben, kann auf Antrag, Teilzeitbeschäftigung
als Altersteilzeit … bewilligt werden, wenn
1. sie bei Beginn der Altersteilzeit das 60. Lebensjahr vollendet hat,

…
5. dienstliche Belange dem nicht entgegenstehen.

§ 126 BBG

(1) Für alle Klagen der Beamtinnen und Beamten … ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben.

(2) Vor allen Klagen ist ein Vorverfahren nach den Vorschriften des 8. Abschnitts der Verwaltungs-
gerichtsordnung durchzuführen. …

(3) Den Widerspruchsbescheid erlässt die oberste Dienstbehörde. …

& LÖSUNG

Die Klage der S hat Erfolg, wenn sie zulässig und soweit sie begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs

Der Verwaltungsrechtsweg ist gemäß der aufdrängenden Sonderzuweisung in § 126 I BBG
eröffnet (vgl. Ehlers/Schoch/Ehlers, Rechtsschutz im öffentlichen Recht, 2021, § 25 Rn. 57).

II. Statthafte Klageart

Eine Verpflichtungsklage gem. § 42 I Alt. 2 VwGO ist statthaft, wenn S mit der Verurteilung
zur Bewilligung ihres abgelehnten Antrags nach § 93 III BBG den Erlass eines begünstigen-
den Verwaltungsaktes (zur Typologie des Verwaltungsakts Barczak JuS 2018, 238 ff.) iSv
§ 35 S. 1 VwVfG begehrt.

S befindet sich als Beamtin zwar in einem Sonderrechtsverhältnis (zum Sonderrechtsverhält-
nis Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 20. Aufl. 2020, § 8 Rn. 28 ff.), weshalb
die Außenwirkung der begehrten Maßnahme fraglich sein könnte. Durch die Bewilligung
ihres Antrags auf Altersteilzeit wäre aber nicht lediglich das verwaltungsinterne (innerdienst-
liche) Betriebsverhältnis, sondern darüber hinaus auch der verwaltungsexterne Privatbereich
der S, also das Grundverhältnis, betroffen (vgl. Maurer/Waldhoff AllgVerwR, 20. Aufl. 2020,
§ 9 Rn. 24 ff.).

Statthaft ist mithin eine Verpflichtungsklage in Gestalt einer Versagungsgegenklage (zur Ver-
sagungsgegenklage Wehr JURA 1998, 575 ff.).

III. Klagebefugnis

S ist gem. § 42 II VwGO klagebefugt, wenn sie durch die Ablehnung des Verwaltungsakts
möglicherweise in ihren Rechten verletzt ist (vgl. Erichsen JURA 1989, 220 ff.). Dies ist der
Fall, wenn im Lichte der streitentscheidenden Norm ein Anspruch der S auf Erlass des
begehrten Verwaltungsakts möglich erscheint, ihr insofern also ein subjektiv-öffentliches
Recht zusteht. Ein subjektiv-öffentliches Recht ist die kraft öffentlichen Rechts zuerkannte
Rechtsmacht, zur Verfolgung eigener Interessen ein bestimmtes Verhalten (Tun, Dulden oder
Unterlassen) vom Staat verlangen zu können (näher Scherzberg JURA 2006, 839 ff.).

Sonderrechtsverhältnis
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